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Liebe Bewerber_innen und Studierende, 

aufgrund der Sicherheitslage möchten wir Sie hiermit auf die allgemeinen Hinweise zur 
Türkei seitens des Auswärtigen Amtes aufmerksam machen.  Angesichts der beschriebenen 
Sicherheitslage (siehe unten) möchten wir Sie darauf hinweisen, dass wir von der Einreise 
in die Türkei derzeit abraten. Gern beraten wir Sie persönlich und versuchen gemeinsam 
eine alternative Aufenthaltsmöglichkeit im Rahmen von Studium und/oder Praktikum im 
Ausland zu finden. 

„Am 24. Juni 2018 fanden in der Türkei vorgezogene Parlaments- und Präsidentschaftswahlen statt, 
bei denen Staatspräsident Erdoğan im Amt bestätigt wurde.  Der seit dem Putschversuch  vom Juli 
2016 bestehende  Notstand wurde am 19. Juli 2018 beendet. 

Reisenden wird dennoch empfohlen, sich von politischen Veranstaltungen und grundsätzlich von 
größeren Menschenansammlungen fernzuhalten. Seit dem Putschversuch im Juli 2016 wurden in 
der Türkei vermehrt deutsche Staatsangehörige willkürlich inhaftiert. Dabei waren weder Grund 
noch Dauer der Inhaftierung nachvollziehbar. Mit derartigen Festnahmen ist in allen Landesteilen 
der Türkei einschließlich der touristisch frequentierten Regionen zu rechnen. Betroffen von 
derartigen Maßnahmen sind insbesondere, aber nicht ausschließlich deutsche Staatsangehörige 
mit engen privaten und persönlichen Bindungen in die Türkei sowie Personen, die neben der 
deutschen auch die türkische Staatsangehörigkeit besitzen. 

Entgegen ihrer völkerrechtlichen Verpflichtungen hat die Türkei in einigen dieser Fälle den 
deutschen Auslandsvertretungen in der Türkei den konsularischen Zugang zu den Gefangenen erst 
mit teilweise mehrmonatiger zeitlicher Verzögerung gewährt. 

Seit Anfang 2017 wurde deutschen Staatsangehörigen in zahlreichen Fällen an den Flughäfen in der 
Türkei die Einreise verweigert. Den Betroffenen wurden weder nachvollziehbare Gründe für diese 
Maßnahme genannt, noch wurde ihnen eine Rechtsbehelfsbelehrung ausgehändigt. Die betroffenen 
Personen mussten nach einer Wartezeit in Gewahrsam von mehreren Stunden bis zu wenigen Tagen 
ihre Rückreise nach Deutschland antreten. Dabei wurden ihnen zum Teil auch ihre Mobiltelefone 
abgenommen. 

Von einer Einreiseverweigerung betroffenen deutschen Staatsangehörigen wird geraten, Kontakt 
mit der nächsten deutschen Auslandsvertretung aufzunehmen und bis dahin keine Aussagen ohne 
Anwesenheit eines Anwalts und eines Dolmetschers zu machen oder Dokumente zu unterschreiben, 
deren Inhalt sie nicht verstehen. 

Nach dem gewaltsamen Putschversuch am 15. Juli 2016 hat die türkische Regierung in allen 81 
Provinzen der Türkei den Notstand nach Art. 119 und 120 der türkischen Verfassung und des 
Notstandgesetzes von 1983 ausgerufen. Dieser wurde erneut verlängert und gilt zumindest bis zum 
19. Januar 2018 fort. 



Auf dieser Grundlage können u.a. Ausgangssperren kurzfristig verhängt, Durchsuchungen 
vorgenommen und allgemeine Personenkontrollen jederzeit durchgeführt werden. Die 
Wahrscheinlichkeit von Festnahmen ist vor diesem Hintergrund deutlich angestiegen. Behörden 
berufen sich bei Festnahmen auf die Mitgliedschaft in Organisationen, die auch in Deutschland oder 
der EU als terroristische Vereinigung eingestuft sind (IS, PKK), aber auch auf Mitgliedschaft in der so 
genannten „Gülen-Bewegung“, die nur in der Türkei unter der Bezeichnung „FETÖ“ als terroristische 
Vereinigung eingestuft ist. Auch geringfügige, den Betroffenen unter Umständen gar nicht bewusste 
oder lediglich von Dritten behauptete Berührungspunkte mit dieser Bewegung oder mit ihr 
verbundenen Personen oder Unternehmen können für eine Festnahme ausreichen. Unter den 
während des Notstands geltenden Bestimmungen kann Verdächtigen für 24 Stunden jeglicher 
Kontakt zur Außenwelt verwehrt werden, außerdem können sie bis zu 14 Tagen in Polizeigewahrsam 
genommen werden, bevor sie einem Haftrichter vorzuführen sind. Außerdem kann während eines 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens kann u.a. die Ausreise untersagt werden. Von diesen 
Maßnahmen, sowie von der Möglichkeit zur Verhängung von Untersuchungshaft (nach türkischem 
Recht bis zu sieben Jahren möglich) im Anschluss an den Polizeigewahrsam, wird unter der Geltung 
des Notstands reger Gebrauch gemacht. Dabei genügen oft bereits geringe Verdachtsmomente. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass ungeachtet des gesetzlichen Anspruchs 
deutscher Staatsangehöriger auf konsularischen Rat und Beistand, konsularischer Schutz 
gegenüber hoheitlichen Maßnahmen der türkischen Regierung und ihrer Behörden nicht in jedem 
Fall gewährt werden kann, wenn der oder die Betroffene auch die türkische Staatsangehörigkeit 
besitzt. 

In der Türkei ist es, insbesondere seit Mitte 2015, wiederholt zu terroristischen Anschlägen 
gekommen. 

Es ist keinesfalls auszuschließen, dass terroristische Gruppierungen auch weiterhin versuchen 
werden, Anschläge, insbesondere in den großen Metropolen, durchzuführen. Diese können sich 
auch gezielt gegen Ausländer richten. 

Reisende sollten besonders aufmerksam sein und Menschenansammlungen und Orte, an denen sich 
regelmäßig viele Ausländer aufhalten, möglichst meiden. 

Reisenden wird ferner empfohlen, sich über Medien und diese Reise- und Sicherheitshinweise zur 
weiteren Lageentwicklung informiert zu halten sowie engen Kontakt mit ihrem Reiseveranstalter 
oder ihrer Fluglinie zu halten. 

In der Öffentlichkeit gemachte politische Äußerungen gegen den türkischen Staat, 
Sympathiebekundungen mit von der Türkei als terroristisch eingestuften Organisationen und auch 
die Beleidigung oder Verunglimpfung von staatlichen Institutionen und hochrangigen 
Persönlichkeiten sind verboten und werden mit Geldbußen oder Haftstrafen geahndet. Unter diesen 
Straftatbestand können auch regierungskritische Äußerungen im Internet und in den sozialen 
Medien fallen. 

Im Reiseverkehr kann es weiterhin zu Beeinträchtigungen und insbesondere zu verstärkten 
Sicherheitskontrollen an den Flughäfen kommen.“ (Mehr Informationen auf 

https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/laender/tuerkei-
node/tuerkeisicherheit/201962#content_0) 
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